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Liebe Freund_innen, liebe Unterstützer_in-
nen, liebe ALLE...

es ist endlich soweit, in Pirna wird ein In-
focafé entstehen. Der Laden dafür ist ge-
funden und wird Anfang des neuen Jahres 
eröffnet. Es wird eine Bibliothek, Platz für 
Ausstellungen, einen offenen PC-Platz und 
den üblichen Info-Stuff geben. Zum gege-
benen Zeitpunkt werden wir euch über den 
genauen Ort und den Tag der Eröffnung 
informieren.

Bis es soweit ist, ist allerdings noch ei-
niges zu tun. Das meiste können wir selbst 
organisieren, bei anderem benötigen wir 
Partner_innen und bei einigen Aufgaben 
eure Hilfe! Wir sind auf der Suche nach 
einem netten Namen für unseren Laden. 
Ideen dafür möchten wir in Form eines 
kleinen Preisausschreibens finden. Ihr sen-
det uns die Vorschläge und wir suchen 
uns den Favoriten aus.

Natürlich werdet ihr für eure Kreativi-
tät von uns belohnt. Als Preis winkt ein 
kleines Geschenk mit einem „Extremismus-
Shirt“, einem „Rote Bergsteiger“-Buch und 
einem Päckchen Fair-Trade-Kaffee (alter-
nativ auch Tee). Wir freuen uns auf eure 
Unterstützung,

Das Infocafé-Team Pirna
https://infocafepirna.blogsport.de

Impressum: 

Die „attenzione“ versteht sich als 
alternatives Informationsheft des 

Vereins AKuBiZ e.V. 
V.i.S.d.P.: AKuBiZ e.V. 

Postfach 100204; 01782 Pirna
Internet: www.attenzione-pirna.de 

E-Mail: akubiz@gmx.de
Erscheinungsweise: bis auf 

weiteres einmal jeden Monat.

Pirna LINKS:

http://asylsuchende.blogsport.de
www.akubiz.de

http://elbsandstein.blogsport.de
www.vvnbda-sachsen.de
www.raa-sachsen.de

www.kulturbuero-sachsen.de
www.attenzione-pirna.de
www.gedenkplaetze.info

http://ablehnung.blogsport.de
http://stimmenausderprovinz.wordpress.com

Hinweis: Wir benutzen den Unterstrich (z.B. Antifaschist_innen), um geschlechterneutral zu schreiben. 
Der Unterstrich markiert eine sprachliche Lücke und soll konservatives Geschlechterdenken aufbrechen. 

Bella Ciao, Laila!

Das ISTORECO informiert auf ihrer Homepage, 
dass Anita Malavasi am 27. November verstor-
ben ist. Noch am 21. Mai 2011 hatte sie, die 
unter ihrem Kampfnamen „Laila“ bekannt war, 
ihren 90.Geburtstag gefeiert. 

Als Antifaschistin hatte sie mit 22 Jahren im Wi-
derstand gekämpft. Sie kommandierte eine Frau-
engruppe der Antispionageeinheit und war sogar 
Sergant-Major. Wir erlebten sie als Zeitzeugin auf 
den Sentieri Partigiani bei Reggio Emilia. Sie beein-
druckte durch ihre Überzeugungen, ihre Sicht auf 
die heutige Politik und ihre Botschaften, die sie 
uns mit auf den Weg gab. Mit ihr starb eine mutige 
Antifaschistin, die vor allem den Beitrag der Frauen 
im Widerstand gegen den Faschismus repräsen-
tierte, denn dieser war auch zugleich ein Kampf für 
Emanzipation. 

Wir behalten Laila als wichtige Zeitzeugin und cou-
ragierte Antifaschistin in guter Erinnerung,
Sächsische Teilnehmer_innen der Sentieri Partigiani
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Erfolgreiches Konzert in Dresden

Zum siebenten Mal fand im AZ Conni das 
Solikonzert für Asylsuchende in der Säch-
sischen Schweiz statt. In diesem Jahr lu-
den wir dazu die Dresdener Punkrocker von 
e*mbaro und die Berliner Raper_innen Soo-
kee und Kobito ein. 

Und zum zweiten Mal unserer Konzertreihe 
können wir uns damit über einen ausver-
kauften Saal freuen. e*mbargo (http://www.
embargopunk.de) spielen ihre Musik, weil „die 
Welt ohne Punkrock noch schlechter wäre!“ 
Und sie sagen schon jetzt: „Spass muss es 
machen und Musik soll unser liebstes Hobby 
bleiben.“ Und dass es ihnen Spass macht, 
zeigten sie gestern auf ihrem fünften Auftritt 
in diesem Jahr.

Ihnen folgten DEINE ELSTERN. Und damit 
wechselte die Musik vom sächsischen Punk 
zum preußischen Sprachgesang. :) Bereits im 
Vorfeld kündigte Sookee auf ihrer Homepage 
an: „Diese Veranstaltung liegt mir besonders 
am Herzen.“ Und über eine Stunde gab es 
dies dann auch zu spüren. Der Saal tobte, 
besonders, als „Pro Homo“ gespielt wurde. 

„hiphop hat probleme weil ein großteil die-
ser szene nicht drauf klarkommen will dass 
männer nun mal männer auch begehren sie 
wollen ihnen verwehren ihre liebe auch zu 
leben dieser track will was bewegen ich bin 
dafür und nicht dagegen“

Mit dem Auftritt wurden auch gleich die neu-
en Alben unter das Publikum gebracht und 
das gar nicht mal schlecht. Die Gäste standen 
Schlange, um mit den Beiden ins Gespräch 
zu kommen. So ging der Abend absolut er-
folgreich zu Ende. Dies verdanken wir wieder 
allerhand Menschen: AZ Conni, e*mbargo, 
Sookee, Kobito und allen, die in Küche, an 
Einlass oder in anderer Form mithalfen. Euch 
allen solidarische Grüße, AKuBiZ

Die Einnahmen des Abends gehen an die Ar-
beitsgruppe Asylsuchende (www.asylsuchende.
blogsport.de), die damit Projekte finanzieren 
wird. In den letzten Jahren konnten Deutsch-
kurse, Fahrkarten und Veranstaltungen für 
Asylsuchende organisiert werden. Mehr über 
die AG Asylsuchende und über die aktuelle 
Situation erfahrt ihr auf der oben angege-
benen Internetseite. 

Kobito nach dem Konzert: „Wirklich und 
ernsthaft: Ich möchte mich herzlichst bei al-
len Menschen bedanken, die Kiel und Dres-
den dieses Wochenende zu so einem guten 
Erlebnis gemacht haben! Es waren viele, net-
te, laute und herzliche Menschen vor Ort.“ 
und Sookee  „liebe menshen in kiel und 
dresden! ihr seid maßgeblich beteiligt, dass 
meine herzallerliebste elsternshwester kobito 
und ich ein großartiges wochenende hatten! 
beide gigs waren der hammer und ich be-
danke mich sehr sehr sehr!“

Kobito und Sookee aus Berlin ;)

In eigener Sache Neues von 
AKuBiZ In eigener SacheNeues von

AKuBiZ 

Mißverstanden: Neues zur Klausel
		
In den letzten Wochen war unser Verein wie-
der in den Medien präsent. Es wurde berichtet, 
dass wir gegen den Freistaat Sachsen klagen 
(wollen). Wir müssen aber richtig stellen: Zwar 
gäbe es ausreichend Grund gegen die säch-
sische Extremismusklausel zu klagen, aber wir 
erhalten keine Gelder aus sächsischen För-
dertöpfen und haben auch keine beantragt.

Vielmehr haben wir Widerspruch beim zu-
ständigen Jugendamt eingelegt, welches Mit-
tel aus dem Bundesprogramm „Toleranz för-
dern - Kompetenz stärken“ verwaltet und die 
Unterschrift zur Bundesklausel verlangt. Eine 
Klage richtet sich nicht gegen das Jugend-
amt oder den Begleitausschuss - wir sind uns 
sicher, dass verantwortungsbewusste Stellen 
die Anwendung der Extremismusklausel eben-
so ablehnen wie die zivilgesellschaftlichen In-
itiativen.

Aus den Mitteln des Bundesprogramms haben 
wir eine Förderung von 600,00 € beantragt. 
Mit dem Geld wollen wir Informationsmaterial 
drucken, das über das ehemalige Konzentrati-
onslager in Königstein aufklärt. Dem Bescheid 
des Jugendamtes im Landkreis Sächsische 
Schweiz-Osterzegbirge widersprachen wir im 
Juni.

Nun ist der Widerspruchsbescheid da und 
wie erwartet wurde unser Widerspruch abge-
lehnt. Deshalb haben wir am Dienstag, den 
15.11.2011, die Klage beim Verwaltungsge-
richt Dresden eingereicht. Wir möchten uns 
hiermit auch bei den vielen Initiativen und 
Gruppen bedanken, die uns schon jetzt Un-
terstützung zugesagt haben. 

Wir werden auch weiterhin über die Situation 
berichten und uns nicht entmütigen lassen. 
Der Gedenkflyer soll dennoch erarbeitet wer-
den und einen Beitrag zur Geschichtsaufar-
beitung leisten.                                         

AKuBiZ am BSZ 

Am 17. November unterstützten wir mit zwei 
Workshops einen Demokratie-Tag am BSZ 
für Technik in Pirna-Copitz. In den Work-
shops wurde zu rechten Ideologien und 
demokratischen Grundsätzen diskutiert. Mit 
rund 20 Schüler_innen waren die Gruppen 
zwar recht groß, dennoch kamen gute Ge-
spräche zu Stande. Einige haben bereits Er-
fahrung mit „Demokratie vor Ort“ und se-
hen Veränderungen, an denen mitgewirkt 
werden muss.  „Demokratie findet nicht 
nur auf höchster Ebene statt, sondern in 
unserem Alltag.“ Der zweite Workshop be-
schäftigte sich in der Hauptsache mit der 
Ideologie der Ungleichwertigkeit von Men-
schen. Es wurde deutlich, dass die Förde-
rung von Bildungsarbeit gegen Rechts nicht 
eingeschränkt werden darf. Dies wird aber 
gerade deutlich vorangetrieben. So meldet 
das MDR: 
„Die evangelische Landeskirche Sachsen 
streicht deshalb nun Ende des Jahres eine 
Stelle, mit der bislang die Arbeit gegen den 
Rechtsextremismus betreut wurde. Die Spre-
cherin des Landesjugendpfarramtes, Chris-
tiane Thomas, sagte am Freitag, die vom 
Land geforderte Erklärung - auch Extre-
mismusklausel genannt - sei „für uns und 
unsere Referenten“ unzumutbar. Deswegen 
werde die Kooperation mit dem staatlichen 
Programm „Weltoffenes Sachsen“ beendet.“



„Unsere Vielfalt ist unsere Stärke“ – das war un-
ser Credo der letzten Jahre. Dabei bleibt es! Mit 
einem breiten Bündnis aus Antifagruppen, lokalen 
Initiativen und Aktionsgruppen, Gewerkschaften, 
Parteien und Jugendverbänden, religiösen Grup-
pen sowie zahlreichen weiteren Organisationen 
und Einzelpersonen haben wir deutlich gemacht: 
Blockaden sind legitim, und Dresden geht uns 
alle an!

AntifaschistInnen wurden in den letzten Mona-
ten vermehrt mit staatlichen Repressionen über-
zogen. Rechtswidrige Funkzellenabfragen, politisch 
motivierte Strafverfahren, selbst Immunitätsaufhe-
bungen werden uns nicht einschüchtern. Versuchen 
von außen, uns mittels der Extremismustheorie zu 
spalten, setzen wir unsere Solidarität entgegen. 
Wir lassen uns nicht spalten. Ziviler Ungehorsam 
ist unser Recht, unsere Blockaden sind legitim!

Lassen wir uns nicht einschüchtern! Wir prote-
stieren im Februar in Dresden auch gegen die 
staatliche Aushöhlung des Versammlungsrechts 
und einen Schnüffel-Staat. In Dresden soll be-
wusst das Rechtsordnungsprinzip der Verhältnis-
mäßigkeit verschoben werden, um einen „gläser-
nen Demonstranten“ zu schaffen. Wir treten dem 
entschieden entgegen. Dabei stehen wir zusam-
men gegen alle Versuche der Einschüchterung 
und der Beschneidung unserer Bürgerrechte. Auch 
2012 werden wir den Naziaufmarsch in Dresden 
blockieren. Die Mordserie der in Sachsen unterge-
tauchten Nazis zeigt einmal mehr, wie wichtig ent-
schlossenes antifaschistisches Handeln ist. Antifa-
schistisches Engagement darf nicht kriminalisiert, 
sondern muss unterstützt werden. Jahrelang sind 
Anschläge, Nazigewalt und Waffenfunde in der 
Naziszene bagatellisiert worden. Schluss damit!

Wir geben den Nazis keinen Meter Straße preis. 
Wir blockieren sie in Dresden: bunt und laut-
stark, kreativ und entschlossen!

Nie wieder Faschismus! Nie wieder Krieg!

Der Aufruf des Bündnis „Dresden Nazifrei“
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Aktuelle Situation des Heimes für Asylsu-
chende

Vor wenigen Wochen stellte der Ausländerbe-
auftragte des Landes Sachsen in einer Pres-
sekonferenz seinen „Heim-TÜV 2011“ über 
das Leben in sächsischen Gemeinschafts-
unterkünften vor. Unter anderem berichtete 
er über das Heim in Langburkersdorf. Nach 
dem ersten TÜV war das Heim mit „rot“ 
bewertet worden. Da der sanierte Teil des 
Objektes im August abbrannte, wurde das 
Heim in Langburkersdorf nicht neu bewer-
tet. Nun sind die Menschen in Langburkers-
dorf in dem Teil untergebracht, der nicht 
als menschenwürdig bezeichnet werden kann. 
Im diesjährigen Bericht heißt es dennoch 
zum Langburkersdorfer Heim: „...,dass das 
Heim unter keinen Umständen in der dama-
ligen Form weiter betrieben werden sollte.“ 

Es muss also nach Alternativen gesucht wer-
den. Dabei scheint der Landkreis alles zu ver-
suchen, um ein möglichst schlechtes Bild zu 
erzeugen. Es werden nicht-transparente Ko-
stenaufstellungen und ungeklärte Prognosen 
für die nächsten Jahre aufgestellt. So wird 
zum Vergleich von Gemeinschaftsunterkünf-
ten und Wohnungsunterkünften, die Bewoh-
nung eines Asylsuchenden in einer Wohnung 
gerechnet. Dadurch wird die Unterbringung 
in Wohnungen künstlich hochgerechnet. 

Tatsächlich werden Flüchtlinge allgemein in 
Wohngemeinschaften untergebracht, was zu-
meist bedeudet, dass drei bis vier Menschen 
in einer Wohnung leben. Dies wiederrum führt 
zu ganz anderen Kosten. Dezentrale Unter-
bringung, so unser Fazit, ist damit nicht nur 
menschenwürdiger, sondern auch günstiger.

Im Punkt 1 der Empfehlungen des Sächsischen 
Ausländerbeauftragten heißt es: „Eine ange-
messene Finanzierung der Unterbringung ist die 
Grundlage für ein menschenwürdiges Heimle-
ben.“ Und weiter in Punkt 19: „Das Heimleben 

ist zur Dauerunterbringung ungeeignet. Brin-
gen wir Menschen aus humanitären Grün-
den dezentral unter, wenn erkennbar wird, 
dass sie an den Konsequenzen des Heim-
lebens menschlich zu zerbrechen drohen.“ 

In den letzten zwei Jahren hatte der Auslän-
derbeauftragte sich für seinen „Heim-TÜV“ 
angemeldet. Ab nächstem Jahr wird Dr. Martin 
Gillo dann unangemeldet die Heime besuchen. 

Nachdem der Kreistag am 26. September 
die „Roten Kasernen“ als neue Gemein-
schaftsunterkunft für Asylsuchende ab-
lehnte und eine Erstellung eines Konzeptes 
zur neuen Unterbringung von Asylsuchen-
den beschloss, gründete sich eine Arbeits-
gruppe, die genau dazu arbeiten sollte. Das 
Konzept sollte auch die Prüfung von neuen 
Standorten beinhalten. Doch dem war zu-
nächst nicht so. Drei Mal trafen sich die 
Mitglieder der Arbeitsgruppe. Unter ande-
rem zu einer Tour zu möglichen Objekten. 
Eins dieser Objekte war Schmiedeberg. Dort 
stört sich der Landkreis auch nicht an einem 
seltsamen Finanzkonzept, obwohl sonst im-
mer finanzielle Erwägungen genutzt werden. 

Der zu schließende Vetrag soll demnach auf 
10 Jahre festgeschrieben werden und un-
abhängig vom tatsächlichen Belegungsgrad 
immer als 100% belegt gezahlt werden. Da-
mit gibt der Landkreis die Flexibilität kom-
plett auf, die er braucht, sollte die Anzahl 
von Asylsuchenden wieder zurück gehen. Bei 
dezentraler Unterbringung hingegen, würde 
nur der tatsächliche Bedarf bezahlt werden 
müssen. Wohnungen können, in veränderten 
Situationen leichter und mit deutliche ge-
ringeren Fristen gekündigt werden. Heime 
allerdings bleiben vertraglich bestehen und 
werden auch bei Leerstand komplett bezahlt. 

Die Vertreter_innen der Stadt Schmiedeberg 
finden die Variante ganz gut. Es sei in den 
früheren Jahren, in denen ein Heim bestand,

Aufruf Aller guten Dinge sind drei!
BLOCK DRESDEN 2012

Wie weiter mit
dem Heim? Asylsuchende

In den vergangen zwei Jahren ist uns et-
was gelungen, das viele für unmöglich gehal-
ten hatten: Wir haben den Naziaufmarsch in 
Dresden erfolgreich blockiert. Tausende Nazis 
konnten ihr eigentliches Ziel, mit einer Groß-
demonstration ihre menschenverachtende Ide-
ologie zur Schau zu stellen, nicht erreichen.

Mit dem Aufmarsch im Februar versuchten sie 
in den vergangenen Jahren, an das Gedenken 
an die Bombardierungen Dresdens im Februar 
1945 und den damit einher gehenden My-
thos der „unschuldigen Stadt Dresden“  an-
zuknüpfen. Auch durch Ignorieren und Weg-
schauen seitens der Stadtverwaltung und eine 
mangelnde Entschlossenheit großer Teile der 
Dresdner Zivilgesellschaft konnte dieser Ter-
min zu Europas größtem Naziaufmarsch mit 
bis zu 7000 Teilnehmenden werden. Doch die 
Dynamik der Aufmärsche ist gebrochen. Zu 
verdanken ist dies insbesondere dem ent-
schlossenen Handeln von zwölftausend (2010) 
und zwanzigtausend Menschen (2011), die mit 
Massenblockaden den Marsch der Nazis ver-
hinderten.

Wir wenden uns gegen jede Form von Ge-
schichtsrevisionismus. Alten und neuen Nazis 
darf keine Gelegenheit gegeben werden, die 
deutsche Geschichte zu verklären und die NS-
Verbrechen zu verherrlichen. Daher werden 
wir am 13. Februar 2012 den „Täterspuren“-
Mahngang durchführen, um an die NS-Ge-
schichte in Dresden zu erinnern.

„Sagen, was man tut, und tun, was man sagt“ 
– durch dieses Motto war unser Handeln der 
letzten Jahre geprägt. Dabei bleibt es! Uns 
eint das Ziel, den Naziaufmarsch durch Mas-
senblockaden zu verhindern. Unser Ziel ist 
dabei nicht die Auseinandersetzung mit der 
Polizei. Wir sind entschlossen, den Naziauf-
marsch zu blockieren – von uns wird dabei 
keine Eskalation ausgehen. Wir sind solida-
risch mit allen, die mit uns das Ziel teilen, 
den Naziaufmarsch zu verhindern.
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zu keinen Konflikten gekommen. Der Ort selbst 
kann sich auf Grund der neuen Einwohner_in-
nen auf erhöhte Schlüsselzuweisungen freuen. 
Schlüsselzuweisungen sind Landesmittel auf-
grund der Einwohnergröße. Auch die konser-
vativen Kräfte stehen zu Schmiedeberg, denn 
es braucht aus ihrer Sicht einen Standort, bei 
dem es möglichst keinen Bürgerprotest gibt 
und der am Rande der Gemeinden liegt. Dem-
entsprechend kam es beim vergangenen Kreis-
tag am 12.12.2011 auch zur Entscheidung für 
Schmiedeberg. Ähnlich sieht es auch mit dem 
Heim in Langburkersdorf aus. Der Landkreis 
plant das Heim in Langburkersdorf mittelfristig 
zu erhalten. Der zuständige Neustädter Bür-
germeister hingegen wünscht sich ein kleines 
Industriegebiet und möchte daher das Heim 
lieber geschlossen sehen. Andere Bürgermei-
ster schlagen ein Solidarprinzip vor. Dies wür-
de bedeuten, dass die Asylsuchenden nach 
Zahl der Einwohner_innen prozentual auf die 
Gemeinden im Landkreis „verteilt“ werden und 
zwar in Wohnungen. 

Welche Voraussetzungen müsste aber eine Un-
terkunft haben, wenn wir sie unter menschen-
würdigen Bedingungen führen wollen. Asylsu-
chende haben, wenn sie unter 27 Jahre sind, 
ein Recht auf Bildung. Dieses kann aber im 
Landkreis kaum gewährleistet werden. Ledig-
lich im Berufsschulzentrum Freital gäbe es die 
Chance für Erwachsene auf einen Unterricht. 
Auch deshalb könnte Freital als Standort ganz 
sinnvoll sein. Doch Freital tut sich im Moment 
schwer. Die städtische Wohngenossenschaft 
verfehlt klar den Ton, wenn sie die „Normal-
deutschen“ über die momentan in Wohnungen 
lebenden Asylsuchenden informiert und darauf 
hinweist, dass diese kontrolliert werden. Die 
viel besprochene Variante „Schmiedeberg“ mit 
voraussichtlich 160 Betten lässt aber befürch-
ten, dass alle Asylsuchenden aus ihren Woh-
nungen zurück müssen. Auch die, die zum Teil 
seit mehreren Monaten in anderen Orten woh-
nen und dort Bildungs- und Integrationsange-
bote nutzen. Zumindest dagegen regt sich im 

Kreistag breiterer Widerspruch. Wenn Gemein-
schaftsunterkünfte nicht zu vermeiden sind, 
dann ist es wichtig, Mindestanforderungen zu 
erfüllen. Diese sind zum Beispiel:

1. Soziale Betreuung
- auf 100 Asylsuchende sollte ein_e Sozial-
arbeiter_in kommen (diesen Vorschlag hatte 
bereits Martin Gillo gemacht) 
- das würde im Ergebnis bedeuten, dass es 
pro Heimstandort eine volle (!) Stelle geben 
muß plus eine Stelle für die Menschen, die 
dezentral wohnen; im Moment ist ein Sozialar-
beiter mit 10 Wochenstunden für die soziale 
Betreuung aller Asylsuchenden im Landkreis 
beschäftigt: das ist deutlich zu wenig, damit 
ist nur ein Bruchteil der anfallenden Arbeiten 
leistbar
2. Das Vorhandensein eines Außengeländes 
- es muss Möglichkeiten zur Freizeitgestaltung 
geben (z.B. Sportplatz)
3. Gemeinschafträume
- in allen Heimen einen Gemeinschaftsraum, 
nutzbar als Aufenthalts- oder Leseraum sowie 
für Weiterbildungsangebote (z.B. Deutschkurse)
4. Abgesprochene Baupläne 
- was soll wann renoviert werden, reicht das 
aus; etc. und die Kontrolle der Betreiberfirmen
5. Dezentrale Unterbringung 
- Familien, Härtefälle sowie psychisch Kranke 
in Wohnungen unterbringen - unter Härtefälle 
zählen auch Menschen, die schon sehr lange 
hier leben
6. Standorte in Städten 
- mit Betreuungsangeboten, Kulturangeboten, 
Freizeitmöglichkeiten und guter Verkehrsanbin-
dung - keine abgeschiedenen Objekte

Engagierte Vertreter_innen, die sich für die Ver-
besserung der Lebensbedingungen einsetzen, 
dürfen nicht weiter als störend empfunden wer-
den. Die Sicht, dass sie einen „Mehraufwand“ 
bedeuten, zeigt, dass möglichst wenig Ener-
gie für Asylsuchende aufgewendet werden soll. 
Martin Gillo entgegnet dieser Sichtweise: „Qua-
lität ist vor allem eine Frage der Haltung.“

WissenswertesAsylsuchende Wie weiter mit
dem Heim?

aus Kunst,
Kultur und Politik

Werbung

Zwar nicht mehr ganz neu aber, dennoch 
wert vorgestellt zu werden, ist die neue 
Internetpräsenz: http://antizig.blogsport.de

Die Homepage enthält Informationen rund 
um den weltweiten Antiziganismus. Das Pro-
jekt aus Baden-Württemberg beobachtet und 
veröffentlicht antiziganistische Vorfälle und 
benötigt Unterstützung. Dafür haben die 
Macher_innen ein Soli-Shirt herausgegeben. 
Darauf zu sehen ist der Sinto Johann „Ru-
keli“ Trollmann. Am 9. Juni 1933 wurde er 
Deutscher Boxmeister im Halbschwergewicht, 
aber weil er Sinto wurde ihm dieser Titel 
nach acht Tagen unter der Begründung sein 
Boxstil wäre „undeutsch“ aberkannt. Es durf-
te einfach nicht sein, dass ein „Zigeuner“ 
den „arischen“ Boxern überlegen war. Erst 
2003, also nach 70 Jahren, wurde Johann 
Trollmann der Titel als Deutscher Meister of-
fiziell wieder zuerkannt. Trollmann wurde wie 
andere Sinti immer stärker entrechtet und 
angefeindet. Er musste sich sterilisieren las-
sen, wurde 1939 in die Wehrmacht eingezo-
gen, kam im Jahr 1942 ins KZ Neuengamme 
und wurde 1944 im Außenlager Wittenberge 
ermordet.

Unterstützt antizig.blogsport 
- fight antiziganism!

Rassistischer Übergriff nach Konzert

Wie die Dresdner Polizei berichtet, ist es am 
29. Dezember nach einem Konzert der italie-
nischen Deutschrockband Frei.Wild im Stadt-
teil Cotta zu einem rassistischen Übergriff 
auf eine 45jährige Frau gekommen. Nachdem 
sie am Nachtschalter einer Tankstelle von 
einem bisher unbekannten Mann wegen ihrer 
Hautfarbe beschimpft und angespuckt wor-
den war, griffen im Anschluss daran mehrere 
Männer die Frau an und verletzten sie dabei 
leicht. Durch das Eingreifen mehrerer Zeugen 
die das Geschehen beobachtet hatten, konn-
te schließlich schlimmeres verhindert werden. 
Die Täter flüchteten im Anschluss nach Poli-
zeiangaben mit einem in Halle zugelassenen 
BMW. Einer der Angreifer wurde von Zeugen 
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Brille beschrieben, der keinen “ortsüblichen” 
Dialekt gesprochen haben soll.

Die mutmaßlichen Täter hatten scheinbar zu-
vor ein Konzert der Band Frei.Wild in der Mes-
se besucht. Obwohl sich die Südtiroler Gruppe 
in ihren Texten von linker und rechter Politik 
distanziert, finden sich in der Vergangenheit 
der Band mehr als deutliche Zeichen dafür, 
dass das in der Vergangenheit nicht immer 
der Fall war. So sang Sänger Philipp Burger 
früher bei der inzwischen aufgelösten Rechts-
rockband “Kaiserjäger”. Noch 2008 sollte die 
Band bei der “Freiheitlichen Rocknacht” auf-
treten, einem Konzert der Nachwuchsorga-
nisation der rechten Südtiroler Partei “Die 
Freiheitlichen”, für die Burger selbst auch auf 
Bezirksebene aktiv gewesen ist. Mittlerweile 
füllt die Band in Deutschland Konzerthallen 
mit mehreren tausend Menschen, Höhepunkt 
war sicherlich ein Auftritt der Gruppe im Juni 
2010, als sie auf dem FIFA-Fanfest in Berlin 
anlässlich der Fußballweltmeisterschaft in Süd-
afrika vor fast 500.000 Menschen spielten.

Quelle: www.addn.me
Informationen unter: http://www.nadir.org/
nadir/periodika/aib/archiv/89/freiwild.php
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8. „Extremismusklausel“ abschaffen

Die Bundesregierung zwingt die Projekte 
gegen Rechtsextremismus, Rassismus und 
Antisemitismus zur Unterschrift unter eine 
so genannte „Demokratieerklärung“, mit der 
sich die Projekte verpflichten sollen, ihre 
Partner_innen auf Verfassungstreue zu prü-
fen und sie zu bespitzeln. Als Grundlage für 
die Einschätzung der Verfassungstreue von 
Kooperationspartner_innen sollen ausgerech-
net die Berichte des Verfassungsschutzes 
dienen. Die rassistischen Diskurse aus der 
Mitte der Gesellschaft bleiben dabei außen 
vor. Die zivilgesellschaftliche Arbeit wird seit 
Jahren beeinträchtigt durch die historisch 
falsche, wissenschaftlich unsinnige und po-
litisch gefährliche „Extremismustheorie“, die 
Rechtsextremismus und Linksextremismus 
und damit auch Faschismus und Antifaschis-
mus gleichsetzt.
 
9. Langfristige Planungssicherheit für 
Projekte gegen Rechtsextremismus und 
Ausweitung der bewährten Beratungspro-
jekte in den alten Bundesländern

Die Arbeit gegen die extreme Rechte braucht 
einen langen Atem, ist eine gesamtgesell-
schaftliche Daueraufgabe und kein Strohfeu-
er und muss entsprechend dauerhaft
gefördert werden. Außerdem sind rechte 
Gewalt und extrem rechte Aktivitäten keine 
Ostprobleme. Die Mehrheit der NSU-Morde 
ereignete sich in den alten Bundesländern 
– in Regionen, in denen seit langem mili-
tante Neonazistrukturen aktiv sind. Die Bera-
tungsprojekte in den neuen Bundesländern 
und Berlin arbeiten seit nunmehr über 10 
Jahren erfolgreich und unabhängig, dennoch 
wurden ihnen wiederholt die Mittel gekürzt. 
Die Mobilen Beratungsteams sind Ansprech-
partner_innen für Kommunalpolitiker_innen 
und Zivilgesellschaft; die Beratungsprojekte 
für Opfer rechter, rassistischer und antise-
mitischer Gewalt unterstützen und begleiten 

Hilfe für prügelnde Polizist_innen

Während die offizielle deutsche Politik die 
Zustände in Belarus kritisiert, veröffentlicht 
das Magazin Telepolis einen interessanten 
Bericht. Darin heißt es: „In ihrer Antwort auf 
eine Kleine Anfrage bestätigt die Bundesre-
gierung jetzt eine jahrelange Kooperation mit 
Lukaschenkos Polizeitruppen.“ Welchen Nut-
zen so eine Zusammenarbeit haben könnte 
erklärte der Präsident der Bundesbereit-
schaftspolizei Friedrich Eichele im Rahmen 
eines internationalen Polizeitrainings auf 
einem Militärübungsplatz in Potsdam: „Wer 
Erfahrung mit Hooligans hat, kommt auch im 
Kosovo zurecht“.
 
www.heise.de/tp/blogs/8/151084

Rechte Parolen bei Schlägerei in Reick
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am frühen Freitagmorgen in Reick neun Per-
sonen wegen des Verdachts auf “Landfrie-
densbruch” festgenommen. Die zwischen 16 
und 22 Jahren alten jungen Männer sol-
len zuvor im Bereich der Lohrmannstraße 
Einsatzkräfte angegriffen und dabei wie die 
Sächsische Zeitung berichtet, mehrfach rech-
te Parolen gerufen haben. Nachdem aus ei-
ner Gruppe von ca. 15 Personen heraus 
die Streifenwagenbesatzung mit Verkehrs-
schildern einer nahegelegenen Baustelle be-
worfen wurde, konnten hinzugezogene Po-
lizeibeamte neun der nach Polizeiangaben 
aggressiven und alkoholisierten Männer vor 
Ort festgenommen werden. Bei der Festnah-
me soll sich ein 20jähriger Mann gewehrt 
und dabei zwei der eingesetzten Beamten 
leicht verletzt haben.

www.addn.me

Verfassungsschutz endlich abschaffen!

Fast jede Woche lesen wir neue Erkenntnisse 

über die Machenschaften des „Verfassungs-
schutzes“. Diesmal ist es die Berliner Zeitung, 
die über das Nazinetzwerk berichtet. Bei der 
Verfolgung des Mördertrios in Thüringen sol-
len sich die Behörden gegenseitig behindert 
haben. „So habe das LfV (Landesamt für Ver-
fassungsschutz) seinen V-Mann Brandt über 
die Observationsmaßnahmen der Polizei auf 
dem Laufenden gehalten. Dem Neonazi sei 
demnach mitgeteilt worden, dass er aus ei-
ner angemieteten Wohnung in der Nähe sei-
nes Hauses heraus überwacht werde. Es sei 
sogar vorgekommen, dass Verfassungsschüt-
zer in ihren Autos die Polizisten verfolgten, 
die ihrerseits Brandt hinterher fuhren. Brandt 
bestätigte das.“

Die immer neuen Veröffentlichungen veran-
lassten 40 Aktivist_innen am 15. Dezember 
das Landesamt für Verfassungsschutz zu be-
setzen. Sie handelten ein Treffen mit dem 
Thüringischen Innenminister Jörg Geibert aus 
und teilten im die Forderungen mit: Transpa-
renz bei den Ermittlungen und die Auflösung 
des Verfassungsschutzes. 

http://www.berliner-zeitung.de/neonazi-
terror/neonazi-trio-fahnder-arbeiteten-
gegeneinander,11151296,11325660.html 
und http://sabotnik.blogsport.de

Foto: Gute Stimmung im Foyer des VS-Amtes 
in Erfurt - ein kleines Filmchen gibt es bei den 
Kolleg_innen: http://www.filmpiraten.org/?p=95

PresseEin kleiner Überblick
der letzten Wochen
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Betroffene, Zeug_innen und Angehörige bei 
der Bewältigung der Tatfolgen. Diese Projekte 
sind derzeit mit zum Teil massiven Mittelkür-
zungen konfrontiert. In den alten Bundeslän-
dern sind sie komplett unterfinanziert oder 
existieren aus Mangeln an Fördergeldern erst 
gar nicht. Wenn Bundesfamilienministerin Kri-
stina Schröder (CDU) jetzt erklärt, in ihrem 
Haushalt seien die Millionen aus dem Pro-
gramm gegen „Linksextremismus“ noch nicht 
abgerufen worden, dann müssen diese Gelder 
umgehend zum Aus- und Aufbau der be-
währten Strukturprojekte gegen Rechts zur 
Verfügung gestellt werden. Das wäre ein er-
ster Schritt, dem weitere – wie ein Ende der 
Kürzungen bei den Antidiskriminierungsbüros 
– folgen müssen.
 
10. Rassismus endlich beim Namen nen-
nen

Es ist unbegreiflich, dass im Zusammenhang 
mit den NSU-Morden von „Fremdenfeindlich-
keit“ die Rede ist. Die Ermordeten waren mit-
nichten „Fremde“, „Türken“ oder „Griechen“, 
sondern repräsentieren die Mitte unserer Ge-
sellschaft. Es ist Zeit, endlich von Rassis-
mus und dem Wahn der „White Supremacy“ 
(“Überlegenheit der Weißen”) zu sprechen, 
denn dies war das Motiv der Neonazis. Wir 
wollen eine Gesellschaft, in der alle Menschen 
gleiche Rechte haben und gleich geschützt 
werden – unabhängig von ihrer Herkunft, ih-
rem Status und allen anderen „Merkmalen“.

Zu den Erstunterzeichner_innen gehören:
ezra – Mobile Beratung für Opfer rechter, rassistischer und 
antisemitischer Gewalt in Thüringen, Kulturbüro Sachsen e.V., 
LOBBI – Landesweite Opferberatung, Miteinander e.V. – Netz-
werk für Demokratie und Weltoffenheit in Sachsen-Anhalt, 
Mobile Beratung im Regierungsbezirk Münster. Gegen Rechts-
extremismus, für Demokratie (mobim), Mobile Beratung für 
Opfer rechter Gewalt in Sachsen-Anhalt, Opferperspektive 
Brandenburg e.V., Opferberatung der RAA Sachsen, Reach 
Out – Opferberatung und Bildung gegen Rechtsextremismus, 
Rassismus und Antisemitismus, Berlin



all dort stark, wo demokratische Parteien 
und die Zivilgesellschaft ihnen nicht ge- und 
entschlossen entgegen treten. Dass, wie in 
Sachsen, sich die CDU-geführte Regierung 
nach diskreditierenden parlamentarischen 
Anfragen der NPD nicht zur wertschätzenden 
Unterstützung von Beratungsprojekten gegen 
Rechts durchringen kann, ist kein Einzelfall.
 
7. Engagement gegen Rechts braucht An-
erkennung und Unterstützung statt Diffa-
mierung und Kriminalisierung

Bei den Protesten gegen den Neonaziauf-
marsch in Dresden im Februar 2011 wur-
den Hunderttausende Telefonate abgehört, 
bei Ermittlungen gegen Neonazigegner_innen 
wegen Aufrufen zu Blockaden wird nicht ein-
mal mehr vor Kirchgemeinden Halt gemacht. 
Anstatt Antifagruppen, Gewerkschafter_innen, 
Bündnisse gegen Rechts, Kommunalpoliti-
ker_innen und andere zu diffamieren und 
zu kriminalisieren, müssen sie Anerkennung, 
Unterstützung und Ermutigung durch poli-
tisch Verantwortliche aller Parteien erfahren. 
Wer Misstrauen gegen engagierte Bürger_in-
nen sät, wird mehr rechte und rassistische 
Gewalt ernten. Und wer militante Kamerad-
schaften schwächen will, muss alternative, 
nicht-rechte Jugendkulturen fördern.
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Mobile Beratungsteams und Opferberatungs-
projekte beraten und begleiten Opfer rech-
ter Gewalt, Kommunen und Zivilgesellschaft. 
„Auch wenn wir seit Jahren vor der Gewalt 
von Neonazis und rassistischen Gelegen-
heitstätern warnen, sind wir geschockt von 
dem Ausmaß an Ignoranz und Verharmlo-
sung staatlicher Stellen angesichts der ras-
sistischen Mordserie. Wir verlangen jetzt eine 
Zäsur im Umgang mit der extremen Rech-
ten.“ AKuBiZ e.V. unterstützt den Aufruf der 
Beratungsteams. 

1. Eingreifen und einmischen statt weg-
sehen

Jeden Tag ereignen sich in Deutschland min-
destens zwei bis drei rechte und rassistische 
Gewalttaten. Die Täter_innen sprechen vor 
allem denjenigen das Recht auf körperliche 
Unversehrtheit und Leben ab, die als Min-
derheiten ohnehin schon gesellschaftlich dis-
kriminiert werden. Das zu ändern und eine 
inklusive Gesellschaft zu schaffen, können 
wir nicht an den Staat delegieren: Jede und 
jeder kann bei rassistischen Sprüchen am 
Arbeitsplatz, antisemitischer Hetze auf dem 
Sportplatz oder „Schwulenwitzen “Kontra ge-
ben und eingreifen, wenn andere bedroht 
und geschlagen werden. Und jede und je-
der kann jetzt praktische Solidarität zeigen: 
z.B. Spenden für Einrichtungen sammeln, die 
Zielscheibe von neonazistischen Brandan-
schlägen geworden sind oder den Menschen 
in diesen Einrichtungen persönlich in Ge-
sprächen oder praktisch beistehen.
 
2. Mehr Demokratie statt mehr Verfas-
sungsschutz

Polizei, Justiz und Geheimdienste spiegeln 
gesellschaftliche Verhältnisse wider. In einem 
Land, in dem regelmäßig ein Drittel erklä-
ren, Deutschland sei „im gefährlichen Maße 
überfremdet“, ist es keine Ausnahme, dass 
Sonderkommissionen „Aladin“ oder „Bospo-

rus“ genannt und Opfer rassistischer Ge-
walt unter Generalverdacht gestellt werden. 
Schon die Bezeichnung „Döner-Morde“ ist 
rassistisch und entwürdigend. Nationale Ter-
rorabwehrzentren und neue Gesamtdateien 
von Polizei und Geheimdiensten werden da-
ran nichts ändern. Ein erster Schritt wäre 
eine klare Abkehr von den Feindbildern der 
“Linksextremisten”, „Muslime“ und „Fremden“. 
Der Rassismus der Mitte muss als Problem 
erkannt werden.
 
3. Zivilgesellschaftliche Expertisen aner-
kennen und nutzen

Der derzeitige Schock der politisch Verant-
wortlichen über den Terror des „Nationalsozi-
alistischen Untergrunds“ lässt sich nur damit 
erklären, dass sie die öffentlich zugänglichen 
Informationen und Analysen der zivilgesell-
schaftlich Aktiven gegen Rechts und Rassis-
mus – Antifagruppen, Bündnisse und Bera-
tungsprojekte – offenbar komplett ignoriert 
und stattdessen nur auf die Geheimdienste 
gehört haben. Wer auf die falschen Bera-
ter_innen in der Auseinandersetzung mit der 
extremen Rechten setzt, kann nur verlieren – 
und spielt mit dem Feuer. Künftig muss der 
Erfahrungsschatz der zivilgesellschaftlichen 
Expert_innen angemessenes Gehör finden.
 
4. Staatliche Alimentierung der Neonazis 
beenden, V-Leute abschaffen

V-Leute sind vom Staat bezahlte Neonazis, 
die Steuergelder dazu verwenden, um Neona-
zistrukturen auszubauen und zu stabilisieren 
sowie staatliche Stellen allenfalls mit frag-
würdigen Informationen zu versorgen. In der 
Geschichte der deutschen Neonazibewegung 
waren immer wieder V-Männer und -Frauen 
in tödliche Attentate (Wehrsportgruppe Hoff-
mann) und Brandanschläge (Solingen) invol-
viert, haben die Produktion und den Vertrieb 
neonazistischer Hassmusik organisiert (Bran-
denburg und Sachsen), NPDLandesverbände 

am Laufen gehalten (Nordrhein-Westfalen), 
mit Steuergeldern militante Neonazistruk-
turen wie den Thüringer Heimatschutz und 
Blood&Honour aufgebaut und ein NPD-Ver-
bot im Jahr 2003 verhindert.
 
5. Lückenlose Aufklärung und Konse-
quenzen auf allen Ebenen

Alle Daten und Informationen, die notwendig 
gewesen wären, um mit polizeilichen und 
rechtsstaatlichen Mitteln schon 1998 – vor 
Beginn der rassistischen Mordserie – gegen 
den Kern des „Nationalsozialistischen Unter-
grunds“ (NSU) vorzugehen, lagen den Straf-
verfolgungsbehörden und Geheimdiensten 
gleichermaßen vor. Doch diese Informati-
onen wurden mit einer Mischung aus Ver-
harmlosung, Entpolitisierung und Inkompe-
tenz von Polizei, Justiz und Geheimdiensten 
ignoriert, wie sie bei rechter Gewalt immer 
wieder zu beobachten war und ist. Wer jetzt 
Aufklärung verspricht, muss überall dort, wo 
Versagen offenkundig geworden ist, auch 
personelle Konsequenzen ziehen, egal ob 
in Innenministerien, Geheimdiensten oder 
Strafverfolgungsbehörden. Die Angehörigen 
der Ermordeten, die Verletzten der Nagel-
bombenanschläge und die Communities, die 
durch die Attentate der NSU unmittelbar be-
troffen sind, aber auch die Gesellschaft als 
Ganzes haben ein Recht darauf, dass eine 
lücken- und schonungslose Aufklärung in al-
ler Öffentlichkeit stattfindet.
 
6. Nebelkerze NPD-Verbot ad acta legen

Die zum x-ten Mal geführte Debatte über 
ein NPD-Verbot verstellt den Blick auf das 
schockierende Ausmaß staatlicher Verharm-
losung der extremen Rechten und gesamtge-
sellschaftlichen Rassismus. Effektiver als jede 
reflexartige Debatte wäre ein geschlossenes 
Vorgehen aller demokratischen Parteien 
dort, wo sie mit der NPD konfrontiert sind.. 
Die NPD und die extreme Rechte sind über-
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8. „Extremismusklausel“ abschaffen

Die Bundesregierung zwingt die Projekte 
gegen Rechtsextremismus, Rassismus und 
Antisemitismus zur Unterschrift unter eine 
so genannte „Demokratieerklärung“, mit der 
sich die Projekte verpflichten sollen, ihre 
Partner_innen auf Verfassungstreue zu prü-
fen und sie zu bespitzeln. Als Grundlage für 
die Einschätzung der Verfassungstreue von 
Kooperationspartner_innen sollen ausgerech-
net die Berichte des Verfassungsschutzes 
dienen. Die rassistischen Diskurse aus der 
Mitte der Gesellschaft bleiben dabei außen 
vor. Die zivilgesellschaftliche Arbeit wird seit 
Jahren beeinträchtigt durch die historisch 
falsche, wissenschaftlich unsinnige und po-
litisch gefährliche „Extremismustheorie“, die 
Rechtsextremismus und Linksextremismus 
und damit auch Faschismus und Antifaschis-
mus gleichsetzt.
 
9. Langfristige Planungssicherheit für 
Projekte gegen Rechtsextremismus und 
Ausweitung der bewährten Beratungspro-
jekte in den alten Bundesländern

Die Arbeit gegen die extreme Rechte braucht 
einen langen Atem, ist eine gesamtgesell-
schaftliche Daueraufgabe und kein Strohfeu-
er und muss entsprechend dauerhaft
gefördert werden. Außerdem sind rechte 
Gewalt und extrem rechte Aktivitäten keine 
Ostprobleme. Die Mehrheit der NSU-Morde 
ereignete sich in den alten Bundesländern 
– in Regionen, in denen seit langem mili-
tante Neonazistrukturen aktiv sind. Die Bera-
tungsprojekte in den neuen Bundesländern 
und Berlin arbeiten seit nunmehr über 10 
Jahren erfolgreich und unabhängig, dennoch 
wurden ihnen wiederholt die Mittel gekürzt. 
Die Mobilen Beratungsteams sind Ansprech-
partner_innen für Kommunalpolitiker_innen 
und Zivilgesellschaft; die Beratungsprojekte 
für Opfer rechter, rassistischer und antise-
mitischer Gewalt unterstützen und begleiten 

Hilfe für prügelnde Polizist_innen

Während die offizielle deutsche Politik die 
Zustände in Belarus kritisiert, veröffentlicht 
das Magazin Telepolis einen interessanten 
Bericht. Darin heißt es: „In ihrer Antwort auf 
eine Kleine Anfrage bestätigt die Bundesre-
gierung jetzt eine jahrelange Kooperation mit 
Lukaschenkos Polizeitruppen.“ Welchen Nut-
zen so eine Zusammenarbeit haben könnte 
erklärte der Präsident der Bundesbereit-
schaftspolizei Friedrich Eichele im Rahmen 
eines internationalen Polizeitrainings auf 
einem Militärübungsplatz in Potsdam: „Wer 
Erfahrung mit Hooligans hat, kommt auch im 
Kosovo zurecht“.
 
www.heise.de/tp/blogs/8/151084

Rechte Parolen bei Schlägerei in Reick

Wie die Dresdner Polizei berichtet, wurden 
am frühen Freitagmorgen in Reick neun Per-
sonen wegen des Verdachts auf “Landfrie-
densbruch” festgenommen. Die zwischen 16 
und 22 Jahren alten jungen Männer sol-
len zuvor im Bereich der Lohrmannstraße 
Einsatzkräfte angegriffen und dabei wie die 
Sächsische Zeitung berichtet, mehrfach rech-
te Parolen gerufen haben. Nachdem aus ei-
ner Gruppe von ca. 15 Personen heraus 
die Streifenwagenbesatzung mit Verkehrs-
schildern einer nahegelegenen Baustelle be-
worfen wurde, konnten hinzugezogene Po-
lizeibeamte neun der nach Polizeiangaben 
aggressiven und alkoholisierten Männer vor 
Ort festgenommen werden. Bei der Festnah-
me soll sich ein 20jähriger Mann gewehrt 
und dabei zwei der eingesetzten Beamten 
leicht verletzt haben.

www.addn.me

Verfassungsschutz endlich abschaffen!

Fast jede Woche lesen wir neue Erkenntnisse 

über die Machenschaften des „Verfassungs-
schutzes“. Diesmal ist es die Berliner Zeitung, 
die über das Nazinetzwerk berichtet. Bei der 
Verfolgung des Mördertrios in Thüringen sol-
len sich die Behörden gegenseitig behindert 
haben. „So habe das LfV (Landesamt für Ver-
fassungsschutz) seinen V-Mann Brandt über 
die Observationsmaßnahmen der Polizei auf 
dem Laufenden gehalten. Dem Neonazi sei 
demnach mitgeteilt worden, dass er aus ei-
ner angemieteten Wohnung in der Nähe sei-
nes Hauses heraus überwacht werde. Es sei 
sogar vorgekommen, dass Verfassungsschüt-
zer in ihren Autos die Polizisten verfolgten, 
die ihrerseits Brandt hinterher fuhren. Brandt 
bestätigte das.“

Die immer neuen Veröffentlichungen veran-
lassten 40 Aktivist_innen am 15. Dezember 
das Landesamt für Verfassungsschutz zu be-
setzen. Sie handelten ein Treffen mit dem 
Thüringischen Innenminister Jörg Geibert aus 
und teilten im die Forderungen mit: Transpa-
renz bei den Ermittlungen und die Auflösung 
des Verfassungsschutzes. 

http://www.berliner-zeitung.de/neonazi-
terror/neonazi-trio-fahnder-arbeiteten-
gegeneinander,11151296,11325660.html 
und http://sabotnik.blogsport.de

Foto: Gute Stimmung im Foyer des VS-Amtes 
in Erfurt - ein kleines Filmchen gibt es bei den 
Kolleg_innen: http://www.filmpiraten.org/?p=95

PresseEin kleiner Überblick
der letzten Wochen

Was jetzt
zu tun ist!Standpunkt

Betroffene, Zeug_innen und Angehörige bei 
der Bewältigung der Tatfolgen. Diese Projekte 
sind derzeit mit zum Teil massiven Mittelkür-
zungen konfrontiert. In den alten Bundeslän-
dern sind sie komplett unterfinanziert oder 
existieren aus Mangeln an Fördergeldern erst 
gar nicht. Wenn Bundesfamilienministerin Kri-
stina Schröder (CDU) jetzt erklärt, in ihrem 
Haushalt seien die Millionen aus dem Pro-
gramm gegen „Linksextremismus“ noch nicht 
abgerufen worden, dann müssen diese Gelder 
umgehend zum Aus- und Aufbau der be-
währten Strukturprojekte gegen Rechts zur 
Verfügung gestellt werden. Das wäre ein er-
ster Schritt, dem weitere – wie ein Ende der 
Kürzungen bei den Antidiskriminierungsbüros 
– folgen müssen.
 
10. Rassismus endlich beim Namen nen-
nen

Es ist unbegreiflich, dass im Zusammenhang 
mit den NSU-Morden von „Fremdenfeindlich-
keit“ die Rede ist. Die Ermordeten waren mit-
nichten „Fremde“, „Türken“ oder „Griechen“, 
sondern repräsentieren die Mitte unserer Ge-
sellschaft. Es ist Zeit, endlich von Rassis-
mus und dem Wahn der „White Supremacy“ 
(“Überlegenheit der Weißen”) zu sprechen, 
denn dies war das Motiv der Neonazis. Wir 
wollen eine Gesellschaft, in der alle Menschen 
gleiche Rechte haben und gleich geschützt 
werden – unabhängig von ihrer Herkunft, ih-
rem Status und allen anderen „Merkmalen“.

Zu den Erstunterzeichner_innen gehören:
ezra – Mobile Beratung für Opfer rechter, rassistischer und 
antisemitischer Gewalt in Thüringen, Kulturbüro Sachsen e.V., 
LOBBI – Landesweite Opferberatung, Miteinander e.V. – Netz-
werk für Demokratie und Weltoffenheit in Sachsen-Anhalt, 
Mobile Beratung im Regierungsbezirk Münster. Gegen Rechts-
extremismus, für Demokratie (mobim), Mobile Beratung für 
Opfer rechter Gewalt in Sachsen-Anhalt, Opferperspektive 
Brandenburg e.V., Opferberatung der RAA Sachsen, Reach 
Out – Opferberatung und Bildung gegen Rechtsextremismus, 
Rassismus und Antisemitismus, Berlin
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zu keinen Konflikten gekommen. Der Ort selbst 
kann sich auf Grund der neuen Einwohner_in-
nen auf erhöhte Schlüsselzuweisungen freuen. 
Schlüsselzuweisungen sind Landesmittel auf-
grund der Einwohnergröße. Auch die konser-
vativen Kräfte stehen zu Schmiedeberg, denn 
es braucht aus ihrer Sicht einen Standort, bei 
dem es möglichst keinen Bürgerprotest gibt 
und der am Rande der Gemeinden liegt. Dem-
entsprechend kam es beim vergangenen Kreis-
tag am 12.12.2011 auch zur Entscheidung für 
Schmiedeberg. Ähnlich sieht es auch mit dem 
Heim in Langburkersdorf aus. Der Landkreis 
plant das Heim in Langburkersdorf mittelfristig 
zu erhalten. Der zuständige Neustädter Bür-
germeister hingegen wünscht sich ein kleines 
Industriegebiet und möchte daher das Heim 
lieber geschlossen sehen. Andere Bürgermei-
ster schlagen ein Solidarprinzip vor. Dies wür-
de bedeuten, dass die Asylsuchenden nach 
Zahl der Einwohner_innen prozentual auf die 
Gemeinden im Landkreis „verteilt“ werden und 
zwar in Wohnungen. 

Welche Voraussetzungen müsste aber eine Un-
terkunft haben, wenn wir sie unter menschen-
würdigen Bedingungen führen wollen. Asylsu-
chende haben, wenn sie unter 27 Jahre sind, 
ein Recht auf Bildung. Dieses kann aber im 
Landkreis kaum gewährleistet werden. Ledig-
lich im Berufsschulzentrum Freital gäbe es die 
Chance für Erwachsene auf einen Unterricht. 
Auch deshalb könnte Freital als Standort ganz 
sinnvoll sein. Doch Freital tut sich im Moment 
schwer. Die städtische Wohngenossenschaft 
verfehlt klar den Ton, wenn sie die „Normal-
deutschen“ über die momentan in Wohnungen 
lebenden Asylsuchenden informiert und darauf 
hinweist, dass diese kontrolliert werden. Die 
viel besprochene Variante „Schmiedeberg“ mit 
voraussichtlich 160 Betten lässt aber befürch-
ten, dass alle Asylsuchenden aus ihren Woh-
nungen zurück müssen. Auch die, die zum Teil 
seit mehreren Monaten in anderen Orten woh-
nen und dort Bildungs- und Integrationsange-
bote nutzen. Zumindest dagegen regt sich im 

Kreistag breiterer Widerspruch. Wenn Gemein-
schaftsunterkünfte nicht zu vermeiden sind, 
dann ist es wichtig, Mindestanforderungen zu 
erfüllen. Diese sind zum Beispiel:

1. Soziale Betreuung
- auf 100 Asylsuchende sollte ein_e Sozial-
arbeiter_in kommen (diesen Vorschlag hatte 
bereits Martin Gillo gemacht) 
- das würde im Ergebnis bedeuten, dass es 
pro Heimstandort eine volle (!) Stelle geben 
muß plus eine Stelle für die Menschen, die 
dezentral wohnen; im Moment ist ein Sozialar-
beiter mit 10 Wochenstunden für die soziale 
Betreuung aller Asylsuchenden im Landkreis 
beschäftigt: das ist deutlich zu wenig, damit 
ist nur ein Bruchteil der anfallenden Arbeiten 
leistbar
2. Das Vorhandensein eines Außengeländes 
- es muss Möglichkeiten zur Freizeitgestaltung 
geben (z.B. Sportplatz)
3. Gemeinschafträume
- in allen Heimen einen Gemeinschaftsraum, 
nutzbar als Aufenthalts- oder Leseraum sowie 
für Weiterbildungsangebote (z.B. Deutschkurse)
4. Abgesprochene Baupläne 
- was soll wann renoviert werden, reicht das 
aus; etc. und die Kontrolle der Betreiberfirmen
5. Dezentrale Unterbringung 
- Familien, Härtefälle sowie psychisch Kranke 
in Wohnungen unterbringen - unter Härtefälle 
zählen auch Menschen, die schon sehr lange 
hier leben
6. Standorte in Städten 
- mit Betreuungsangeboten, Kulturangeboten, 
Freizeitmöglichkeiten und guter Verkehrsanbin-
dung - keine abgeschiedenen Objekte

Engagierte Vertreter_innen, die sich für die Ver-
besserung der Lebensbedingungen einsetzen, 
dürfen nicht weiter als störend empfunden wer-
den. Die Sicht, dass sie einen „Mehraufwand“ 
bedeuten, zeigt, dass möglichst wenig Ener-
gie für Asylsuchende aufgewendet werden soll. 
Martin Gillo entgegnet dieser Sichtweise: „Qua-
lität ist vor allem eine Frage der Haltung.“

WissenswertesAsylsuchende Wie weiter mit
dem Heim?

aus Kunst,
Kultur und Politik

Werbung

Zwar nicht mehr ganz neu aber, dennoch 
wert vorgestellt zu werden, ist die neue 
Internetpräsenz: http://antizig.blogsport.de

Die Homepage enthält Informationen rund 
um den weltweiten Antiziganismus. Das Pro-
jekt aus Baden-Württemberg beobachtet und 
veröffentlicht antiziganistische Vorfälle und 
benötigt Unterstützung. Dafür haben die 
Macher_innen ein Soli-Shirt herausgegeben. 
Darauf zu sehen ist der Sinto Johann „Ru-
keli“ Trollmann. Am 9. Juni 1933 wurde er 
Deutscher Boxmeister im Halbschwergewicht, 
aber weil er Sinto wurde ihm dieser Titel 
nach acht Tagen unter der Begründung sein 
Boxstil wäre „undeutsch“ aberkannt. Es durf-
te einfach nicht sein, dass ein „Zigeuner“ 
den „arischen“ Boxern überlegen war. Erst 
2003, also nach 70 Jahren, wurde Johann 
Trollmann der Titel als Deutscher Meister of-
fiziell wieder zuerkannt. Trollmann wurde wie 
andere Sinti immer stärker entrechtet und 
angefeindet. Er musste sich sterilisieren las-
sen, wurde 1939 in die Wehrmacht eingezo-
gen, kam im Jahr 1942 ins KZ Neuengamme 
und wurde 1944 im Außenlager Wittenberge 
ermordet.

Unterstützt antizig.blogsport 
- fight antiziganism!

Rassistischer Übergriff nach Konzert

Wie die Dresdner Polizei berichtet, ist es am 
29. Dezember nach einem Konzert der italie-
nischen Deutschrockband Frei.Wild im Stadt-
teil Cotta zu einem rassistischen Übergriff 
auf eine 45jährige Frau gekommen. Nachdem 
sie am Nachtschalter einer Tankstelle von 
einem bisher unbekannten Mann wegen ihrer 
Hautfarbe beschimpft und angespuckt wor-
den war, griffen im Anschluss daran mehrere 
Männer die Frau an und verletzten sie dabei 
leicht. Durch das Eingreifen mehrerer Zeugen 
die das Geschehen beobachtet hatten, konn-
te schließlich schlimmeres verhindert werden. 
Die Täter flüchteten im Anschluss nach Poli-
zeiangaben mit einem in Halle zugelassenen 
BMW. Einer der Angreifer wurde von Zeugen 
als 25 bis 30 Jahre alter blonder Mann mit 
Brille beschrieben, der keinen “ortsüblichen” 
Dialekt gesprochen haben soll.

Die mutmaßlichen Täter hatten scheinbar zu-
vor ein Konzert der Band Frei.Wild in der Mes-
se besucht. Obwohl sich die Südtiroler Gruppe 
in ihren Texten von linker und rechter Politik 
distanziert, finden sich in der Vergangenheit 
der Band mehr als deutliche Zeichen dafür, 
dass das in der Vergangenheit nicht immer 
der Fall war. So sang Sänger Philipp Burger 
früher bei der inzwischen aufgelösten Rechts-
rockband “Kaiserjäger”. Noch 2008 sollte die 
Band bei der “Freiheitlichen Rocknacht” auf-
treten, einem Konzert der Nachwuchsorga-
nisation der rechten Südtiroler Partei “Die 
Freiheitlichen”, für die Burger selbst auch auf 
Bezirksebene aktiv gewesen ist. Mittlerweile 
füllt die Band in Deutschland Konzerthallen 
mit mehreren tausend Menschen, Höhepunkt 
war sicherlich ein Auftritt der Gruppe im Juni 
2010, als sie auf dem FIFA-Fanfest in Berlin 
anlässlich der Fußballweltmeisterschaft in Süd-
afrika vor fast 500.000 Menschen spielten.

Quelle: www.addn.me
Informationen unter: http://www.nadir.org/
nadir/periodika/aib/archiv/89/freiwild.php



„Unsere Vielfalt ist unsere Stärke“ – das war un-
ser Credo der letzten Jahre. Dabei bleibt es! Mit 
einem breiten Bündnis aus Antifagruppen, lokalen 
Initiativen und Aktionsgruppen, Gewerkschaften, 
Parteien und Jugendverbänden, religiösen Grup-
pen sowie zahlreichen weiteren Organisationen 
und Einzelpersonen haben wir deutlich gemacht: 
Blockaden sind legitim, und Dresden geht uns 
alle an!

AntifaschistInnen wurden in den letzten Mona-
ten vermehrt mit staatlichen Repressionen über-
zogen. Rechtswidrige Funkzellenabfragen, politisch 
motivierte Strafverfahren, selbst Immunitätsaufhe-
bungen werden uns nicht einschüchtern. Versuchen 
von außen, uns mittels der Extremismustheorie zu 
spalten, setzen wir unsere Solidarität entgegen. 
Wir lassen uns nicht spalten. Ziviler Ungehorsam 
ist unser Recht, unsere Blockaden sind legitim!

Lassen wir uns nicht einschüchtern! Wir prote-
stieren im Februar in Dresden auch gegen die 
staatliche Aushöhlung des Versammlungsrechts 
und einen Schnüffel-Staat. In Dresden soll be-
wusst das Rechtsordnungsprinzip der Verhältnis-
mäßigkeit verschoben werden, um einen „gläser-
nen Demonstranten“ zu schaffen. Wir treten dem 
entschieden entgegen. Dabei stehen wir zusam-
men gegen alle Versuche der Einschüchterung 
und der Beschneidung unserer Bürgerrechte. Auch 
2012 werden wir den Naziaufmarsch in Dresden 
blockieren. Die Mordserie der in Sachsen unterge-
tauchten Nazis zeigt einmal mehr, wie wichtig ent-
schlossenes antifaschistisches Handeln ist. Antifa-
schistisches Engagement darf nicht kriminalisiert, 
sondern muss unterstützt werden. Jahrelang sind 
Anschläge, Nazigewalt und Waffenfunde in der 
Naziszene bagatellisiert worden. Schluss damit!

Wir geben den Nazis keinen Meter Straße preis. 
Wir blockieren sie in Dresden: bunt und laut-
stark, kreativ und entschlossen!

Nie wieder Faschismus! Nie wieder Krieg!

Der Aufruf des Bündnis „Dresden Nazifrei“
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Aktuelle Situation des Heimes für Asylsu-
chende

Vor wenigen Wochen stellte der Ausländerbe-
auftragte des Landes Sachsen in einer Pres-
sekonferenz seinen „Heim-TÜV 2011“ über 
das Leben in sächsischen Gemeinschafts-
unterkünften vor. Unter anderem berichtete 
er über das Heim in Langburkersdorf. Nach 
dem ersten TÜV war das Heim mit „rot“ 
bewertet worden. Da der sanierte Teil des 
Objektes im August abbrannte, wurde das 
Heim in Langburkersdorf nicht neu bewer-
tet. Nun sind die Menschen in Langburkers-
dorf in dem Teil untergebracht, der nicht 
als menschenwürdig bezeichnet werden kann. 
Im diesjährigen Bericht heißt es dennoch 
zum Langburkersdorfer Heim: „...,dass das 
Heim unter keinen Umständen in der dama-
ligen Form weiter betrieben werden sollte.“ 

Es muss also nach Alternativen gesucht wer-
den. Dabei scheint der Landkreis alles zu ver-
suchen, um ein möglichst schlechtes Bild zu 
erzeugen. Es werden nicht-transparente Ko-
stenaufstellungen und ungeklärte Prognosen 
für die nächsten Jahre aufgestellt. So wird 
zum Vergleich von Gemeinschaftsunterkünf-
ten und Wohnungsunterkünften, die Bewoh-
nung eines Asylsuchenden in einer Wohnung 
gerechnet. Dadurch wird die Unterbringung 
in Wohnungen künstlich hochgerechnet. 

Tatsächlich werden Flüchtlinge allgemein in 
Wohngemeinschaften untergebracht, was zu-
meist bedeudet, dass drei bis vier Menschen 
in einer Wohnung leben. Dies wiederrum führt 
zu ganz anderen Kosten. Dezentrale Unter-
bringung, so unser Fazit, ist damit nicht nur 
menschenwürdiger, sondern auch günstiger.

Im Punkt 1 der Empfehlungen des Sächsischen 
Ausländerbeauftragten heißt es: „Eine ange-
messene Finanzierung der Unterbringung ist die 
Grundlage für ein menschenwürdiges Heimle-
ben.“ Und weiter in Punkt 19: „Das Heimleben 

ist zur Dauerunterbringung ungeeignet. Brin-
gen wir Menschen aus humanitären Grün-
den dezentral unter, wenn erkennbar wird, 
dass sie an den Konsequenzen des Heim-
lebens menschlich zu zerbrechen drohen.“ 

In den letzten zwei Jahren hatte der Auslän-
derbeauftragte sich für seinen „Heim-TÜV“ 
angemeldet. Ab nächstem Jahr wird Dr. Martin 
Gillo dann unangemeldet die Heime besuchen. 

Nachdem der Kreistag am 26. September 
die „Roten Kasernen“ als neue Gemein-
schaftsunterkunft für Asylsuchende ab-
lehnte und eine Erstellung eines Konzeptes 
zur neuen Unterbringung von Asylsuchen-
den beschloss, gründete sich eine Arbeits-
gruppe, die genau dazu arbeiten sollte. Das 
Konzept sollte auch die Prüfung von neuen 
Standorten beinhalten. Doch dem war zu-
nächst nicht so. Drei Mal trafen sich die 
Mitglieder der Arbeitsgruppe. Unter ande-
rem zu einer Tour zu möglichen Objekten. 
Eins dieser Objekte war Schmiedeberg. Dort 
stört sich der Landkreis auch nicht an einem 
seltsamen Finanzkonzept, obwohl sonst im-
mer finanzielle Erwägungen genutzt werden. 

Der zu schließende Vetrag soll demnach auf 
10 Jahre festgeschrieben werden und un-
abhängig vom tatsächlichen Belegungsgrad 
immer als 100% belegt gezahlt werden. Da-
mit gibt der Landkreis die Flexibilität kom-
plett auf, die er braucht, sollte die Anzahl 
von Asylsuchenden wieder zurück gehen. Bei 
dezentraler Unterbringung hingegen, würde 
nur der tatsächliche Bedarf bezahlt werden 
müssen. Wohnungen können, in veränderten 
Situationen leichter und mit deutliche ge-
ringeren Fristen gekündigt werden. Heime 
allerdings bleiben vertraglich bestehen und 
werden auch bei Leerstand komplett bezahlt. 

Die Vertreter_innen der Stadt Schmiedeberg 
finden die Variante ganz gut. Es sei in den 
früheren Jahren, in denen ein Heim bestand,

Aufruf Aller guten Dinge sind drei!
BLOCK DRESDEN 2012

Wie weiter mit
dem Heim? Asylsuchende

In den vergangen zwei Jahren ist uns et-
was gelungen, das viele für unmöglich gehal-
ten hatten: Wir haben den Naziaufmarsch in 
Dresden erfolgreich blockiert. Tausende Nazis 
konnten ihr eigentliches Ziel, mit einer Groß-
demonstration ihre menschenverachtende Ide-
ologie zur Schau zu stellen, nicht erreichen.

Mit dem Aufmarsch im Februar versuchten sie 
in den vergangenen Jahren, an das Gedenken 
an die Bombardierungen Dresdens im Februar 
1945 und den damit einher gehenden My-
thos der „unschuldigen Stadt Dresden“  an-
zuknüpfen. Auch durch Ignorieren und Weg-
schauen seitens der Stadtverwaltung und eine 
mangelnde Entschlossenheit großer Teile der 
Dresdner Zivilgesellschaft konnte dieser Ter-
min zu Europas größtem Naziaufmarsch mit 
bis zu 7000 Teilnehmenden werden. Doch die 
Dynamik der Aufmärsche ist gebrochen. Zu 
verdanken ist dies insbesondere dem ent-
schlossenen Handeln von zwölftausend (2010) 
und zwanzigtausend Menschen (2011), die mit 
Massenblockaden den Marsch der Nazis ver-
hinderten.

Wir wenden uns gegen jede Form von Ge-
schichtsrevisionismus. Alten und neuen Nazis 
darf keine Gelegenheit gegeben werden, die 
deutsche Geschichte zu verklären und die NS-
Verbrechen zu verherrlichen. Daher werden 
wir am 13. Februar 2012 den „Täterspuren“-
Mahngang durchführen, um an die NS-Ge-
schichte in Dresden zu erinnern.

„Sagen, was man tut, und tun, was man sagt“ 
– durch dieses Motto war unser Handeln der 
letzten Jahre geprägt. Dabei bleibt es! Uns 
eint das Ziel, den Naziaufmarsch durch Mas-
senblockaden zu verhindern. Unser Ziel ist 
dabei nicht die Auseinandersetzung mit der 
Polizei. Wir sind entschlossen, den Naziauf-
marsch zu blockieren – von uns wird dabei 
keine Eskalation ausgehen. Wir sind solida-
risch mit allen, die mit uns das Ziel teilen, 
den Naziaufmarsch zu verhindern.
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Erfolgreiches Konzert in Dresden

Zum siebenten Mal fand im AZ Conni das 
Solikonzert für Asylsuchende in der Säch-
sischen Schweiz statt. In diesem Jahr lu-
den wir dazu die Dresdener Punkrocker von 
e*mbaro und die Berliner Raper_innen Soo-
kee und Kobito ein. 

Und zum zweiten Mal unserer Konzertreihe 
können wir uns damit über einen ausver-
kauften Saal freuen. e*mbargo (http://www.
embargopunk.de) spielen ihre Musik, weil „die 
Welt ohne Punkrock noch schlechter wäre!“ 
Und sie sagen schon jetzt: „Spass muss es 
machen und Musik soll unser liebstes Hobby 
bleiben.“ Und dass es ihnen Spass macht, 
zeigten sie gestern auf ihrem fünften Auftritt 
in diesem Jahr.

Ihnen folgten DEINE ELSTERN. Und damit 
wechselte die Musik vom sächsischen Punk 
zum preußischen Sprachgesang. :) Bereits im 
Vorfeld kündigte Sookee auf ihrer Homepage 
an: „Diese Veranstaltung liegt mir besonders 
am Herzen.“ Und über eine Stunde gab es 
dies dann auch zu spüren. Der Saal tobte, 
besonders, als „Pro Homo“ gespielt wurde. 

„hiphop hat probleme weil ein großteil die-
ser szene nicht drauf klarkommen will dass 
männer nun mal männer auch begehren sie 
wollen ihnen verwehren ihre liebe auch zu 
leben dieser track will was bewegen ich bin 
dafür und nicht dagegen“

Mit dem Auftritt wurden auch gleich die neu-
en Alben unter das Publikum gebracht und 
das gar nicht mal schlecht. Die Gäste standen 
Schlange, um mit den Beiden ins Gespräch 
zu kommen. So ging der Abend absolut er-
folgreich zu Ende. Dies verdanken wir wieder 
allerhand Menschen: AZ Conni, e*mbargo, 
Sookee, Kobito und allen, die in Küche, an 
Einlass oder in anderer Form mithalfen. Euch 
allen solidarische Grüße, AKuBiZ

Die Einnahmen des Abends gehen an die Ar-
beitsgruppe Asylsuchende (www.asylsuchende.
blogsport.de), die damit Projekte finanzieren 
wird. In den letzten Jahren konnten Deutsch-
kurse, Fahrkarten und Veranstaltungen für 
Asylsuchende organisiert werden. Mehr über 
die AG Asylsuchende und über die aktuelle 
Situation erfahrt ihr auf der oben angege-
benen Internetseite. 

Kobito nach dem Konzert: „Wirklich und 
ernsthaft: Ich möchte mich herzlichst bei al-
len Menschen bedanken, die Kiel und Dres-
den dieses Wochenende zu so einem guten 
Erlebnis gemacht haben! Es waren viele, net-
te, laute und herzliche Menschen vor Ort.“ 
und Sookee  „liebe menshen in kiel und 
dresden! ihr seid maßgeblich beteiligt, dass 
meine herzallerliebste elsternshwester kobito 
und ich ein großartiges wochenende hatten! 
beide gigs waren der hammer und ich be-
danke mich sehr sehr sehr!“

Kobito und Sookee aus Berlin ;)

In eigener Sache Neues von 
AKuBiZ In eigener SacheNeues von

AKuBiZ 

AKuBiZ in Polen

In der letzten Dezemberwoche machten wir 
uns zu unserer Klausurtagung auf. Eine Wo-
che besprachen wir vergangene Projekte und 
planten neue Veranstaltungen. Dafür reisten 
wir in die Nähe der Gemeinde Walim in Po-
len. Dort fand im Sommer 2003 unsere erste 
Jugendbegegnung statt. Seither besteht eine 
freundschaftliche Beziehung zu den Organi-
sator_innen vor Ort. Wir werden euch auch 
2012 mit einer ganzen Reihe Veranstaltungen 
überraschen. Aber natürlich werden auch 
bestehende Projekte, wie der Antira-Fuss-
ball-Cup, wieder stattfinden. Zum Abschluss 
unserer Klausur beschlossen wir die Unter-
stützung des Protestes in Dresden, der in ei-
nen Aufruf zur Solidarität mit den Betroffenen 
der sächsischen Repressionen mündet:

AKuBiZ unterstützt Protest in Dresden 

Seit wir uns im Herbst 2011 in Pirna als 
Verein gründeten, organisieren wir Veranstal-
tungen und Widerstand gegen die Ideolo-
gie der Ungleichwertigkeit. Konfrontiert mit 
rechtsmotivierter Gewalt vor Ort und dem 
Schweigen politisch Verantwortlicher enga-
gierten wir uns selbst. 

Wir formulierten im Jahr 2007 zum ersten 
Mal einen Blockadeaufruf gegen den jährlich 
stattfindenden Naziaufmarsch in Dresden. Da-
mals ist es uns gelungen, das Konzept von 
Blockaden gegen Naziaufmärsche in Dresden 
in die öffentliche Diskussion einzubringen. 
Der Aufruf wurde von über 70 Einzelpersonen 
und Gruppen unterzeichnet. Bereits in den 
Jahren zuvor gab es ernstzunehmenden Pro-
test gegen die Nazis, den Umgang der Stadt 
mit dem Naziaufmarsch und der Dresdener 
Gedenkkultur -  welche eine Relativierung der 
Geschichte fördert. 

In den vergangenen Jahren machte es un-
ter anderem das Bündnis „Dresden Nazifrei“ 

möglich, dass die Aufmärsche der Nazis 
verhindert werden konnten. Eine richtige 
und wichtige Errungenschaft. Durch Blocka-
den und massiven Störungen wurden aber 
auch zahlreiche Diskussionen entfacht. 

Es gibt in der Dresdner Diskussion nach wie 
vor keine Auseinandersetzung mit den Ideo-
logien der Nazis. Immernoch wird von einem 
Missbrauch des Gedenkens durch die Nazis 
gesprochen. Wir sehen in ihrer Beteiligung 
am Gedenken keinen Missbrauch, sondern 
lediglich eine Spielart des Gebrauchs.

Der Heidefriedhof mit seiner Gedenkveran-
staltung am 13. Februar gehört in dieser 
Form abgeschafft. Vor allem die sächsischen 
Behörden nutzten die Antinazi-Demonstrati-
onen um eine Gleichsetzung von „rechts 
und links“ voranzutreiben und zivilgesell-
schaftliche Vereine und linke Gruppen zu 
kriminalisieren. Die Überwachungen, Verfol-
gungen und Einschüchterungen von Nazi-
Gegner_innen müssen sofort beendet wer-
den. Wir fordern eine Solidarisierung mit 
den Betroffenen der Repressionen und eine 
Verhinderung der Spaltung des Protestes. 
Engagement gegen die Ideologie der Un-
gleichwertigkeit braucht Unterstützung, kei-
ne Behinderungen!

Trotz Differenzen und Meinungsverschieden-
heiten halten wir es für wichtig, Nazide-
monstrationen gemeinsam zu verhindern. 
Die zahlreichen Morde zeigen, dass die Ide-
ologie der Ungleichwertigkeit zur Realität 
werden kann. Deshalb rufen wir dazu auf, 
sich an den Protesten gegen die Nazis und 
die zelebrierte Gedenkkultur in Dresden zu 
beteiligen. Für uns sind Blockaden ein legi-
times Mittel, um zu verhindern, dass Nazis 
durch die Stadt marschieren. Den Nazis kei-
nen Zentimeter!

Mobiveranstaltungen:
26.01. 18.00 Uhr in Pirna (DIE LINKE)



- Was jetzt zu tun ist!? 
- Im Blick: Auf nach Dresden 2012
- Im Blick: Neues zum Thema „Asylheim“
- Abgeschrieben: Eine kleine Presseschau 
- Ankündigung: Infocafé in Pirna
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Liebe Freund_innen, liebe Unterstützer_in-
nen, liebe ALLE...

es ist endlich soweit, in Pirna wird ein In-
focafé entstehen. Der Laden dafür ist ge-
funden und wird Anfang des neuen Jahres 
eröffnet. Es wird eine Bibliothek, Platz für 
Ausstellungen, einen offenen PC-Platz und 
den üblichen Info-Stuff geben. Zum gege-
benen Zeitpunkt werden wir euch über den 
genauen Ort und den Tag der Eröffnung 
informieren.

Bis es soweit ist, ist allerdings noch ei-
niges zu tun. Das meiste können wir selbst 
organisieren, bei anderem benötigen wir 
Partner_innen und bei einigen Aufgaben 
eure Hilfe! Wir sind auf der Suche nach 
einem netten Namen für unseren Laden. 
Ideen dafür möchten wir in Form eines 
kleinen Preisausschreibens finden. Ihr sen-
det uns die Vorschläge und wir suchen 
uns den Favoriten aus.

Natürlich werdet ihr für eure Kreativi-
tät von uns belohnt. Als Preis winkt ein 
kleines Geschenk mit einem „Extremismus-
Shirt“, einem „Rote Bergsteiger“-Buch und 
einem Päckchen Fair-Trade-Kaffee (alter-
nativ auch Tee). Wir freuen uns auf eure 
Unterstützung,

Das Infocafé-Team Pirna
https://infocafepirna.blogsport.de
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Impressum: 

Die „attenzione“ versteht sich als 
alternatives Informationsheft des 

Vereins AKuBiZ e.V. 
V.i.S.d.P.: AKuBiZ e.V. 

Postfach 100204; 01782 Pirna
Internet: www.attenzione-pirna.de 

E-Mail: akubiz@gmx.de
Erscheinungsweise: bis auf 

weiteres einmal jeden Monat.

Pirna LINKS:

http://asylsuchende.blogsport.de
www.akubiz.de

http://elbsandstein.blogsport.de
www.vvnbda-sachsen.de
www.raa-sachsen.de

www.kulturbuero-sachsen.de
www.attenzione-pirna.de
www.gedenkplaetze.info

http://ablehnung.blogsport.de
http://stimmenausderprovinz.wordpress.com

Hinweis: Wir benutzen den Unterstrich (z.B. Antifaschist_innen), um geschlechterneutral zu schreiben. 
Der Unterstrich markiert eine sprachliche Lücke und soll konservatives Geschlechterdenken aufbrechen. 

Bella Ciao, Laila!

Das ISTORECO informiert auf ihrer Homepage, 
dass Anita Malavasi am 27. November verstor-
ben ist. Noch am 21. Mai 2011 hatte sie, die 
unter ihrem Kampfnamen „Laila“ bekannt war, 
ihren 90.Geburtstag gefeiert. 

Als Antifaschistin hatte sie mit 22 Jahren im Wi-
derstand gekämpft. Sie kommandierte eine Frau-
engruppe der Antispionageeinheit und war sogar 
Sergant-Major. Wir erlebten sie als Zeitzeugin auf 
den Sentieri Partigiani bei Reggio Emilia. Sie beein-
druckte durch ihre Überzeugungen, ihre Sicht auf 
die heutige Politik und ihre Botschaften, die sie 
uns mit auf den Weg gab. Mit ihr starb eine mutige 
Antifaschistin, die vor allem den Beitrag der Frauen 
im Widerstand gegen den Faschismus repräsen-
tierte, denn dieser war auch zugleich ein Kampf für 
Emanzipation. 

Wir behalten Laila als wichtige Zeitzeugin und cou-
ragierte Antifaschistin in guter Erinnerung,
Sächsische Teilnehmer_innen der Sentieri Partigiani


